
  

Zwei Gruppen prügeln aufeinander ein

Zeitung nennt die Beteiligten: Hier Deutsche, dort
Flüchtlinge

Eine Regionalzeitung berichtet online unter der Überschrift „Polizei: Fünf
Verdächtige nach Massenschlägerei in …“ über Fahndungsergebnisse. Bei den
identifizierten Tatbeteiligten handele es sich nach Angaben der Polizei um
Flüchtlinge im Alter von 16 bis 19 Jahren. Wenige Tage später veröffentlicht die
Redaktion in der gedruckten Ausgabe eine Meldung unter der Überschrift „Beschluss
über Asylverfahren abgelehnt“ aus dem Kreistag. Einziger wesentlicher
Tagesordnungspunkt sei die Dublin-III-Verordnung gewesen. Linkspartei und
Bürgerliste hätten gefordert, alle vorhandenen Spielräume während der
Wintermonate auszuschöpfen, damit Überstellungen von Flüchtlingen in andere
Länder unterblieben. Es habe keine Abstimmung stattgefunden, da eine Mehrheit
festgestellt habe, dass der Kreistag gar nicht zuständig ist für einen derartigen
Beschluss. Ein Vertreter der Bürgerliste kritisiert die Berichterstattung wegen der
Informationen „Massenschlägerei“ und „Flüchtlinge“. In Mitteilungen der Polizei
finde man dazu nichts. Die Inhalte seien nicht neu. Neu sei nur, dass es jetzt fünf
Tatverdächtige gebe, deren Alter die Zeitung genannt habe. Der Beschwerdeführer
kritisiert, dass der Autor des Berichts bei der Kreistagssitzung nicht zugegen
gewesen sei. Die Rechtsvertretung der Zeitung stellt fest, dass Ereignisse wie die
Massenschlägerei für eine Kleinstadt wie in diesem Fall sehr ungewöhnlich seien.
Die Vorgänge hätten bei den Einwohnern für viel Aufsehen und ein großes
öffentliches, lokales Interesse gesorgt. Es sei auffällig gewesen, dass es sich auf
beiden Seiten der „Schläger“ um jeweils homogene Gruppen gehandelt habe – hier
ausschließlich Deutsche und auf der anderen Seite Flüchtlinge. Um den Vorgang
verständlich zu machen, sei es unabdingbar gewesen, die Beteiligung der Flüchtlinge
zu erwähnen. Der Chefredakteur betont, dass es eine Frage der Glaubwürdigkeit der
Presse sei, über derartige Vorkommnisse in allen Einzelheiten zu berichten.

Der Beschwerdeausschuss erkennt in der Berichterstattung keinen Verstoß gegen
die in Ziffer 2 des Pressekodex festgeschriebene journalistische Sorgfaltspflicht und
das in Ziffer 12 definierte Diskriminierungsverbot. Die Beschwerde ist unbegründet.
Die Zeitung darf aufgrund der Beteiligung der beteiligten Gruppen (hier Deutsche,
dort Flüchtlinge) davon ausgehen, dass die Herkunft der Schläger eine relevante
Information zum Verständnis des berichteten Sachverhalts darstellt. Der
Chefredakteur sieht auch keinen Verstoß gegen die in Ziffer 2 des Kodex definierte
journalistische Sorgfaltspflicht. Es bestehe keine Verpflichtung der Redaktion, bei
jeder Recherche persönlich vor Ort zu sein. Recherchen über das Telefon gehörten
ebenso zu guter Recherchearbeit wie das persönliche Erscheinen des Reporters vor



Ort. 

Aktenzeichen:0380/18/1
Veröffentlicht am: 01.01.2018
Gegenstand (Ziffer): Sorgfalt (2); Diskriminierungen (12);
Entscheidung: unbegründet 
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